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1 Lage und Abgrenzung des Gebietes 

Das Gebiet der Satzung zum Ausschluss von Freiflächen - Photovoltaikanla-
gen befindet sich im Bereich des Gewerbegebietes am Querkanal der Ge-
meinde Surwold. 

Es umfasst die Flächen der Bebauungspläne Nr. 27 „Gewerbegebiet: Am 
Querkanal“, Nr. 27/II „Gewerbegebietserweiterung am Querkanal“, Nr. 32 „Er-
weiterung Gewerbegebiet Am Querkanal / Gemeinbedarfsfläche“ und Nr. 36 
„Erweiterung Gewerbegebiet am Querkanal, Teil III“. 

Die genaue Lage und die Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus der 
Satzung. 

 

2 Planungsziele und Vorgaben 
2.1 Planungsanlass und Erfordernis 

An die Gemeinde Surwold sind mehrfach Anfragen gerichtet worden, ob auf 
Eigentumsflächen in den bestehenden Gewerbegebieten am Querkanal Frei-
flächen - Photovoltaikanlagen errichtet werden können. 

Diese Anfragen waren Anlass für die Gemeinde, eine grundsätzliche Ent-
scheidung zu dieser Thematik bezüglich der Gewerbegebietsflächen herbeizu-
führen. 

Innerhalb von festgesetzten Gewerbegebieten ist die Zulässigkeit von Freiflä-
chen - Photovoltaikanlagen grundsätzlich gegeben, da in Gewerbegebieten 
Gewerbebetriebe aller Art zulässig sind, und Freiflächen - Photovoltaikanlagen 
unter dieses Kriterium fallen bzw. derartige Betriebe darstellen. In den festge-
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setzten Gewerbegebieten am Querkanal sind Freiflächen - Photovoltaikanla-
gen daher grundsätzlich zulässig. 

In den hier festgesetzten Mischgebieten sind sie ebenfalls zulässig, da in die-
sen, Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören, zulässig sind. 
Freiflächen - Photovoltaikanlagen fallen in diese Kategorie. 

Somit ist die Zulässigkeit von Freiflächen - Photovoltaikanlagen im Bereich der 
festgesetzten Gewerbe- und Mischgebietsflächen am Gewerbestandort Quer-
kanal grundsätzlich gegeben. 

Freiflächen - Photovoltaikanlagen mit ihrem großen Flächenbedarf waren bei 
der Aufstellung der Bebauungspläne am Gewerbestandort Querkanal jedoch 
nicht Gegenstand der Planung bzw. die Belegung des Standortes mit großflä-
chigen Freiflächen - Photovoltaikanlagen war nicht die städtebauliche Zielset-
zung. 

Stattdessen war die Ansiedlung von gewerblichen Betrieben des produzieren-
den- und des Dienstleistungssektors zur Schaffung von Arbeitsplätzen das 
städtebauliche Ziel der Planung. In diesem Zusammenhang wurden z.T. auch 
großzügig Flächen für die gewünschte Nutzung vergeben. Die Erschließungs-
anlagen für die Bebauungsplangebiete wurden außerdem für die üblichen Ge-
werbe- und Dienstleistungsbetriebe mit erheblichen öffentlichen Mitteln ausge-
baut (Straßen, Stromversorgung, Wasserversorgung, Abwasserentsorgung 
usw.). 

Zudem ist der Gewerbestandort verkehrsgünstig an einer klassifizierten Straße 
gelegen. 

Des Weiteren wurden die Gewerbeflächen preisgünstig an die sich ansiedeln-
den Betriebe vergeben, damit vor Ort Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Insbesondere der getätigte Erschließungsaufwand und die verkehrsgünstige 
Lage sind für Freiflächen - Photovoltaikanlagen nicht erforderlich. 

Mit der vorliegenden Satzung sollen Freiflächen - Photovoltaikanlagen am 
Gewerbestandort Querkanal daher ausgeschlossen werden. 

Folgende städtebaulichen Zielsetzungen sind maßgeblich für die Aufstellung 
der vorliegenden Satzung: 

 Berücksichtigung der Belange der Wirtschaft. Bei der Aufstellung der 
Bebauungspläne stand die Ausweisung von Flächen für gewerbliche Nut-
zungen des produzierenden und des Dienstleistungsbereichs im Vorder-
grund. Die Absicherung des vorhandenen, bauleitplanerisch beordneten 
Gewerbestandortes für den originären Nutzungszweck ist nach wie vor 
Planungsziel der Gemeinde. 

 Der Erhalt, die Sicherung und die Schaffung von Arbeitsplätzen. Frei-
flächen - Photovoltaikanlagen stellen an ihrem Standort eine Arbeitsplatz-
brache dar. Sie verhindern auch, dass hier neue Arbeitsstätten geschaffen 
werden können. Mit dem Ausschluss der Freiflächenphotovoltaik wird die-
ser Entwicklung entgegengewirkt. 
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 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden. Das knapp bemessene Bau-
land in den Gewerbegebieten erfordert eine rationelle Einteilung. Ein spar-
samer Umgang mit Grund und Boden ist notwendig, um wertvolles, er-
schlossenes Bauland zu schonen, kurze Wege zur Arbeit/zum Kunden zu 
gewährleisten und den Aufwand für die Erschließung gering zu halten. 

 Berücksichtigung der Belange des wirtschaftlichen Städtebaus. Die 
Erschließungseinrichtungen (Straßen, Strom, Wasser, Abwasser, Oberflä-
chenentwässerung, Telekommunikation) des bestehenden Standortes 
wurden für die üblichen Industrie- und Gewerbegebiete, in denen sich vor-
rangig Betriebe des produzierenden Gewerbes ansiedeln, mit erheblichen 
öffentlichen Mitteln ausgebaut. Für die Freiflächenphotovoltaik ist dieser 
Erschließungsaufwand nicht zweckmäßig und erforderlich.  

Durch den auf Grundlage des § 1 Abs. 9 BauNVO jetzt vorgesehenen Aus-
schluss von Freiflächen - Photovoltaikanlagen, wird die dem Gewerbestandort 
insgesamt zugrunde liegende planerische Konzeption nicht wesentlich verän-
dert, sondern im Gegenteil, das bestehende städtebauliche Konzept gesichert. 
Da somit die Grundzüge der Planung unberührt bleiben, kann diese Satzung 
im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt werden. 

 

2.2 Vereinfachtes Verfahren 

Gemäß § 13 BauGB kann die Gemeinde eine Änderung oder Ergänzung eines 
Bauleitplanes im vereinfachten Verfahren durchführen, sofern 

 durch die Planänderung die Grundzüge der Planung nicht berührt wer-
den,  

 die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, nicht vorbereitet oder be-
gründet wird und 

 keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7 b des 
BauGB genannten Schutzgüter bestehen. 

Die vorliegende Satzung umfasst den gesamten durch Bebauungspläne fest-
gesetzten Gewerbestandort am Querkanal in Surwold. 

Mit der Satzung sollen lediglich Freiflächen - Photovoltaikanlagen (Photovolta-
ikanlagen, die sich nicht an oder auf Gebäuden oder sonstigen baulichen An-
lagen befinden) im Plangebiet ausgeschlossen werden. 

Die übrigen Festsetzungen der Bebauungspläne bleiben unberührt. 

Durch die vorliegende Satzung werden im Plangebiet keine Vorhaben, die ei-
ner Pflicht zu einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, vorbereitet oder 
begründet. 

Das Plangebiet befindet sich weder innerhalb des Achtungsabstandes von Be-
triebsbereichen nach der Störfall-Verordnung - 12. Bundesimmissionsschutz-
verordnung (12. BImSchV), noch sind im Plangebiet derartige Betriebe vorge-
sehen. Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass Pflichten zur Vermeidung von 
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schweren Unfällen nach § 50 S.1 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
zu beachten sind, liegen somit nicht vor. 

Das Gebiet ist auch nicht Bestandteil eines Gebietes von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutzgebietes im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes. Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele und der 
Schutzzwecke dieser in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Gebiete ergeben 
sich nicht.  

Für die Satzung sind damit die Voraussetzungen für ein vereinfachtes Verfah-
ren gemäß § 13 BauGB gegeben. Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird im verein-
fachten Verfahren von der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht und von 
der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, ab-
gesehen. 

 

2.3 Örtliche Gegebenheiten und bestehende Festsetzungen 

Das Satzungsgebiet umfasst die Bebauungspläne Nr. 27, Nr. 27/ II, Nr. 32 und 
Nr. 36 mit ihren Änderungen am Gewerbestandort Querkanal der Gemeinde 
Surwold. 

Das Plangebiet liegt östlich angrenzend zur Landesstraße 51 (Hauptstraße) 
und überwiegend nördlich der Gemeindestraße „Querkanal“. Es ist zu einem 
Großteil mit gewerblichen Gebäuden und Anlagen bebaut. 

Umgeben ist der Gewerbestandort größtenteils von landwirtschaftlichen Nutz-
flächen. 

Westlich des Plangebietes, westlich der Landesstraße 51 befindet sich das 
Rathaus der Gemeinde Surwold innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 39. 

 

3 Festsetzungen der Satzung 
3.1 Ausschluss von Freiflächen - Photovoltaikanlagen 

Wie bereits dargelegt, werden im Plangebiet Photovoltaikanlagen als Freiflä-
chenanlagen ausgeschlossen. Als untergeordnete Nebenanlagen sind sie wei-
terhin an und auf Gebäuden oder sonstigen baulichen Anlagen zulässig. Eben-
falls sind sie unzulässig an und auf Gebäuden oder baulichen Anlagen, deren 
Errichtung vorrangig zum Zwecke der Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie erfolgt. 

Wie bereits unter Punkt 2.1 dargelegt, soll der vorliegende Standort der An-
siedlung von gewerblichen Betrieben des produzierenden- und Dienstleitungs-
sektors zur Schaffung von Arbeitsplätzen dienen. Zu diesem Zweck wurde der 
Standort an einer klassifizierten Straße gewählt und mit erheblichen öffentli-
chen Mitteln ausgebaut. 

Des Weiteren wurden die Gewerbeflächen preisgünstig und großzügig an die 
sich ansiedelnden Betriebe vergeben, damit vor Ort Arbeitsplätze geschaffen 
werden. 
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Da durch Photovoltaikanlagen vor Ort keine Arbeitsplätze geschaffen werden 
und gleichzeitig dadurch „wertvolle“ gewerbliche Bauflächen in Anspruch ge-
nommen werden, werden sie deshalb im Plangebiet ausgeschlossen. 

Zusätzlich kann dadurch die ursprüngliche städtebauliche Zielsetzung, die An-
siedlung von gewerblichen Betrieben des produzierenden- und des Dienstleis-
tungssektors zu erreichen, weiterhin aufrecht erhalten werden. 

 

3.2 Übrige Festsetzungen 

Die übrigen Festsetzungen der Bebauungspläne am Gewerbestandort Quer-
kanal bleiben unberührt bzw. sind durch die vorliegende Planung nicht betrof-
fen. 

 

4 Auswirkungen der Planung 
4.1 Auswirkungen auf bestehende Nutzungen 

Durch die vorliegende Satzung wird die Errichtung von Freiflächen - Photovol-
taikanlagen im Plangebiet ausgeschlossen. Erhebliche Auswirkungen auf be-
stehende Nutzungen im Plangebiet und angrenzend ergeben sich dadurch 
nicht. 

 

4.2 Natur und Landschaft 

Durch den Ausschluss von Freiflächen - Photovoltaikanlagen im Plangebiet 
werden zusätzliche Eingriffe in Natur und Landschaft nicht vorbereitet. 

Ebenso ergeben sich keine Auswirkungen in Bezug auf den Artenschutz. 

 

5 Erschließung / Ver- und Entsorgung 

Durch den Ausschluss von Freiflächen - Photovoltaikanlagen ergeben sich 
hinsichtlich der Erschließung und der Ver- und Entsorgung des Plangebietes 
keine Auswirkungen. 

 

6 Hinweise 

Die Hinweise in den jeweiligen Bebauungsplänen behalten ihre Gültigkeit.  

Aufgrund der vorliegenden Satzung ergeben sich darauf keine Auswirkungen. 
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7 Verfahren 

Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) 

Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
gemäß § 13 (2) Nr. 3 in Verbindung mit § 4 (2) BauGB an der Planung betei-
ligt. Die Beteiligung erfolgte durch Zusendung des Planentwurfes sowie der 
dazugehörigen Begründung. 

 

Öffentliche Auslegung 

Der Entwurf der Satzung zum Ausschluss von Freiflächen - Photovoltaikanla-
gen im Geltungsbereich des Gewerbegebietes am Querkanal wurde zusam-
men mit der dazugehörigen Begründung vom .......... bis einschließlich .......... 
im Internet veröffentlicht und zeitgleich öffentlich im Rathaus der Gemeinde 
Surwold ausgelegt. Ort und Dauer der Veröffentlichung wurden vorher ortsüb-
lich mit dem Hinweis bekannt gemacht, dass Stellungnahmen während dieser 
Veröffentlichung abgegeben werden können. 

 

Satzungsbeschluss 

Die vorliegende Fassung der Begründung war Grundlage des Satzungsbe-
schlusses vom ........... 

 

Surwold, den ........... 

 

 

…………………………………… 

Bürgermeister 

 


